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Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 1-11, 16 BauNVO)

1. Die gem. § 8 (2) BauNVO im Gewerbegebiet GE zulässigen Nutzungen werden gem. § 1 (5)
BauNVO wie folgt eingeschränkt:

1.1 Im Gewerbegebiet GE sind Anlagen für sportliche Zwecke unzulässig.

1.2 Im Gewerbegebiet GE sind Einzelhandelsbetriebe gemäß § 1 (5) und (9) BauNVO unzu-
lässig. Hiervon ausgenommen sind auf der Fläche A bis H Einzelhandelsbetriebe mit den
Sortimenten Futtermittel und Baustoffe.

1.3 Ausnahmsweise zulässig ist ein dem Hauptbetrieb untergeordneter Einzelhandel, der räum-
lich, fachlich und in seinem Sortiment dem Gewerbe des Hauptbetriebes entsprechen
muss. Eine untergeordnete Größe kann angenommen werden, wenn die Verkaufseinrich-
tung für Endverbraucher nicht mehr als 200 m² der Gesamtgeschossfläche des Betriebes
ausmacht.

2. Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß § 8 (3) BauNVO sind gem § 1 (6) BauNVO
im Gewerbegebiet GE unzulässig.

3. Für die Flächen für Versorgungsanlagen zur dezentralen Erzeugung und Verteilung von
Strom und Wärme aus erneuerbaren Energien  EE  wird die Zweckbestimmung "Bioabfall-
verwertungsanlage" gemäß § 9 (1) Nr. 12 BauGB festgesetzt.

3.1 Auf den Flächen für Versorgungsanlagen zur dezentralen Erzeugung und Verteilung von
Strom und Wärme aus erneuerbaren Energien  EE   "Bioabfallverwertungsanlage" ist die
Errichtung von baulichen Anlagen und Einrichtungen zur Gewinnung und Verteilung von
Strom und Wärme aus Bioabfällen und Grünschnitt zulässig.

3.2 Auf den Flächen für Versorgungsanlagen zur dezentralen Erzeugung und Verteilung von
Strom und Wärme aus erneuerbaren Energien  EE   "Bioabfallverwertungsanlage" sind sämt-
liche technische Nebenanlagen zulässig, die in einer Beziehung zur Bioabfallverwertungs-
anlage stehen oder deren Inanspruchnahme mit einer derartigen Nutzung verbunden ist.

4. Das Gewerbegebiet GE sowie die Flächen für Versorgungsanlagen werden gem. § 1 (4)
BauNVO schalltechnisch gegliedert. Für Betriebe und Anlagen aus v. g. Fläche werden die
in der nachfolgenden Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK tags (06.00-22.00Uhr)
und nachts (22.00-06.00 Uhr) festgesetzt, die nicht überschritten werden dürfen.

Baugebiet LEK, tags in dB (A) je m² LEK, nachts  in dB (A) je m²

AEA 66 49
GE 66 52
BAV 68 56

Grundlage: DIN 45691, "Geräuschkontingentierung", Dez. 2006, Beuth Verlag GmbH Berlin

Hinweis: Der Nachweis zur Einhaltung der festgesetzten Emissionskontingente ist für jedes rele-
  vante Einzelvorhaben ebenfalls gem. DIN 45691 zu führen.

5. Die festgesetzten Emissionskontingente sind als "Beurteilungspegel" i.S. der Sechsten Allge-
meinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz vom 26.8.1998 (Tech-
nische Anleitung zum Schutz gegen Lärm - TA Lärm; GVBl. 1998 Seite 503ff.) zu verstehen.
Dem gemäß ist bei einem schalltechnischen Nachweis nach dem im Anhang A zu dieser
Verwaltungsvorschrift beschriebenen Verfahren vorzugehen.
Eine Umverteilung der Emissionskontingente ist zulässig wenn nachgewiesen wird, dass
der aus den festgesetzten Emissionskontingenten resultierende Gesamt-Immissionswert
LGl nicht überschritten wird.

6. Schallpegelminderungen, die im konkreten Einzelfall durch Abschirmungen erreicht wer-
den, erhöhte Luftabsorptions- und Bodendämpfungsmaße (frequenz- und entfernungsab-
hängige Pegelminderungen sowie die meteorologische Korrektur nach DIN ISO 9613-2,
Hrsg. Deutsches Institut für Normung, Beuth Verlag Berlin, Oktober 1999) und/oder zeitliche
Begrenzungen der Emissionen können bezüglich der maßgebenden Aufpunkte dem Wert
des Emissionskontingents zugerechnet werden.

Hinweis: Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Anforderungen des Bebauungs-
  plans, wenn der Beurteilungspegel Lr den Immissionsrichtwert nach TA Lärm um min-
  destens 15 dB(A) unterschreitet.

7. Für die zeichnerisch dargestellten Richtungssektoren erhöhen sich die Emissionskontingente
tags und nachts um ein Zusatzkontingent im Richtungssektor A von 11 db(A) und im Rich-
tungssektor B von 7 dB(A) und im Richtungssektor C von 3 dB(A). Im Richtungssektor C ist die
Erhöhung der Emissionskontingente im Gewerbegebiet GE nur nachts zulässig.

8. Die im Gewerbegebiet GE festgesetzte max. Höhe baulicher Anlagen darf gem. § 16 (6)
BauNVO durch folgende Anlagen auf den Baukörpern bis zu einer Höhe von 4 m überschrit-
ten werden:
Heizungs- und klimatechnische Anlagen, elektrotechnische Anlagen sowie Belichtungsele-
mente, funk- und fernmeldetechnische Anlagen, technische Aggregate und Nebenanla-
gen.

Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO)

9. Innerhalb der festgesetzten Schutzstreifen der Leitungstrassen ist eine anteilige Unterbauung
oder Einfriedung nur mit Zustimmung des jeweiligen Leitungsträgers zulässig.

Grünflächen (§ 9 (1) Nr. 15 BauGB)

10. Die öffentlichen und die privaten Grünflächen mit der Bezeichnung Grünzug, Gehölzsaum
und Straßenbegleitgrün sind flächendeckend mindestens mit Landschaftsrasen zu begrü-
nen und extensiv zu pflegen. Dafür sind geeignete, vorzugsweise heimische blütenreiche
Gras- und Kräutermischungen zu verwenden.

11. Innerhalb der öffentlichen Grünfläche Grünzug östlich des Gewerbegebietes GE ist eine
Wiese mit Hochstaudenflur zu entwickeln und durch extensive Pflege in einschüriger Mahd
dauerhaft zu erhalten. Die Regelungen der textl. Festsetzung Ziff. 15 bleiben hiervon unbe-
rührt.

12. Die innerhalb der öffentlichen Grünfläche Grünzug und der privaten Grünfläche Gehölz-
saum im Bereich der dortigen Leitungsrechte vorhandenen oder aufkommenden Gehölze
können entfernt werden, wenn dies für den schadlosen Betrieb oder Erhalt der Leitungen
erforderlich ist.

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 (1) Nr.  25 BauGB)

13. Im Bereich von Pkw-Stellplätzen sind mindestens 75% der jeweiligen Oberfläche wasser-
durchlässig durch die Verwendung von Rasenfugenpflaster, Rasengittersteinen, breitfugig
verlegtem Pflaster oder Schotterrasen herzustellen.

14. Retentionsflächen zur Oberflächenwasserversickerung sind, sofern nicht mit befahrbarer
Oberfläche ausgebildet, mit Landschaftsrasen zu begrünen und extensiv zu pflegen. Die
Oberflächenwasserversickerung ist auch in Form von Sickeranlagen unter Flur zulässig.

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 (1) Nr. 25 a und (6) BauGB)

15. Innerhalb der öffentlichen Grünfläche Grünzug, östlich des Gewerbegebietes GE, ist zur
räumlichen Abgrenzung gegenüber dem Gewerbegebiet eine durchgängige freiwachsen-
de Hecke anzulegen. Gepflanzt werden soll ein mehrreihiger Verband aus heimischen
Laubgehölzen gemäß Artenliste, dafür ist vorzugsweise regionales Pflanzgut zu verwenden.

Flächen zum Anpflanzen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen (§ 9 (1) Nr. 25 a und Nr. 25 b und (6) BauGB)

16. Innerhalb der privaten Grünfläche Gehölzsaum sind die im Umfeld des Blockheizkraftwerks
vorhandenen heimischen Laubgehölze, insbesondere die vitalen Eichen, als Baumgruppe
zu erhalten, standortfremde Gehölze sind sukzessive zu entfernen und durch Ergänzungs-
pflanzung mit Eichen zu ersetzen. Natürlich aufkommender Jungwuchs standortheimischer
Arten ist zu fördern.

17. Innerhalb der öffentlichen und der privaten Grünfläche Grünzug an der Kochstedter Kreis-
straße sind die vorhandenen Alt-Eichen durch bedarfsgerechte Pflege in ihrer Vitalität zu
erhalten. Bestandslücken sind durch Ergänzungspflanzungen mit Allee-Bäumen geeigneter
Qualität zu schließen. Dazu sind vorzugsweise Eichen heimischer Herkunft zu verwenden.

Artenliste

Bäume

Acer platanoides - Spitzahorn
Juglans regia - Walnuss
Malus sylvestris - Wildapfel
Prunus  avium - Vogelkirsche
Pyrus pyraster - Wildbirne
Quercus robur - Stieleiche
Tilia cordata - Winterlinde
Tilia platyphyllos - Sommerlinde
Sorbus aucuparia - Vogelbeere

Hinweise zu Pflanzgrößen und Qualitäten:

Bei der Pflanzung von Sträuchern sind 2 x verpflanzte Gehölze mit mindestens 4 Trieben
(vorzugsweise balliert) bzw. entsprechende Heckenpflanzen in Größen ab 60 - 80 cm (aus-
genommen niedrigwüchsige Arten) zu verwenden.
Für Bäume sind Größen ab 150 - 200 cm und STU ab 12 - 14 cm zu verwenden .

Sträucher/Heister

Acer campestre - Feldahorn
Carpinus betulus - Hainbuche
Corylus avellana - Hasel
Crataegus monogyna - Weißdorn
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche
Prunus spinosa - Schlehe
Rhamnus catharticus - Kreuzdorn
Rosa canina - Hundsrose
Salix aurita - Ohrweide
Virburnum opulus - Schneeball

- WHG: Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz) in der Fassung von
31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 und 4 des Gesetzes vom
07.08.2013 (BGBl. I S. 3154)

- WG LSA: Wassergesetz für das Land Sachsen-Anhalt vom 16.03.2011 (GVBl. LSA 2011, S. 492),
zuletzt geändert durch Artikel 20 des Gesetzes vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288, 342)

- NatSchG LSA: Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung vom 10.12.2010,
(GVBI. LSA S. 2010, 509)

- KrWG: Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen
Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz) vom 24.02.2012 (BGBl. I S. 212),
zuletzt geändert durch § 44 Abs. 4 des Gesetzes vom 22.05.2013 (BGBl. I S. 1324)

SATZUNG DER STADT DESSAU-ROSSLAU ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 101
"GEWERBEGEBIET DESSAU-MITTE, TEILGEBIET I (A 2) AN DER EHEMALIGEN
DEPONIE"

Präambel

Aufgrund des § 10 (1) des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBI. S. 2414), in der zur Zeit gültigen Fassung, wird nach Beschlussfassung durch den Stadtrat der Stadt
Dessau-Roßlau vom ... . ... . ...., folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr. 101 "Gewerbegebiet
Dessau-Mitte, Teilgebiet I (A 2) an der ehemaligen Deponie", für das Gebiet des Geltungsbereichs, beste-
hend aus der Planzeichnung (Teil A) sowie den nebenstehenden textlichen Festsetzungen (Teil B) erlassen:

Teil A
- Planzeichnung Maßstab 1: 1.000
- Planzeichenerklärung gem. Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90)

Teil B 
- Textliche Festsetzungen
- Rechtsgrundlagen

Verfahrensvermerke

1. Aufgestellt aufgrund des Beschlusses zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 101 "Gewerbegebiet
Dessau-Mitte, Teilgebiet I (A 2) an der ehemaligen Deponie", der Stadt Dessau-Roßlau vom 10.07.2013.
Der Beschluss ist im Amtsblatt der Stadt Dessau-Roßlau Nr. 8/2013 am 27.07.2013 ortsüblich bekanntge-
macht worden.

Dessau-Roßlau, den ... . ... . .... . . . . . . . . . . . . . . . . .
Der Oberbürgermeister

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (1) BauGB wurde im Rahmen einer öffentlichen Ausle-
gung zu den Zielen und Zwecken der Planung durchgeführt. Hierzu hat das Informationsblatt des Be-
bauungsplanes Nr. 101 "Gewerbegebiet Dessau-Mitte, Teilgebiet I (A 2) an der ehemaligen Deponie" in
der Zeit vom 05.08.2013 bis zum 16.08.2013 während der Dienstzeiten öffentlich ausgelegen.
Die ortsübliche Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung erfolgte im Amtsblatt der Stadt Dessau-
Roßlau Nr. 8/2013 am 27.07.2013 .
Mit Schreiben vom 26.07.2013 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem.
§ 4 (1) BauGB zum Planverfahren unterrichtet und zur Äußerung aufgefordert.

Dessau-Roßlau, den ... . ... . .... . . . . . . . . . . . . . . . . .
Der Oberbürgermeister

3. Der Stadtrat der Stadt Dessau-Roßlau hat am ... . ... . .... dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 101
"Gewerbegebiet Dessau-Mitte, Teilgebiet I (A 2) an der ehemaligen Deponie" einschließlich Begründung
und Umweltbericht zugestimmt und die öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB beschlossen.

Dessau-Roßlau, den ... . ... . .... . . . . . . . . . . . . . . . . .
Der Oberbürgermeister

4. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 101 "Gewerbegebiet Dessau-Mitte, Teilgebiet I (A 2) an der ehe-
maligen Deponie", bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B),
einschließlich Begründung, hat in der Zeit vom ... . ... . .... bis zum ... . ... . .... öffentlich ausgelegen. Die
Öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Anregungen während der Auslegungsfrist von jeder-
mann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, im Amtsblatt der Stadt Dessau-
Roßlau Nr. .../.... am ... . ... . .... ortsüblich bekanntgemacht worden.

 Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben ab ... . ... . .... von der öffent-
lichen Auslegung unterrichtet und gem. § 4 (2) BauGB zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefor-
dert worden.

Dessau-Roßlau, den ... . ... . .... . . . . . . . . . . . . . . . . .
Der Oberbürgermeister
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Planzeichenerklärung (PlanzV 90)

Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und § 8 BauNVO)

Gewerbegebiete

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 16 bis 20 BauNVO)

Grundflächenzahl

Höhe baulicher Anlagen in m ü. NHN, als Höchstmaß

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)

Baugrenze

Überhaken gleicher Baugebietsfestsetzungen

Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen des öffentlichen und
privaten Bereichs, Flächen für den Gemeinbedarf, Flächen für Sport- und Spielanlagen
(§ 9 (1) BauGB)

Flächen für den Gemeinbedarf

öffentliche Verwaltungen; hier: Betriebshoffreilager Eigenbetrieb Stadtpflege, Stadt
Dessau-Roßlau

Verkehrsflächen (§ 9 (1) Nr. 11 und (6) BauGB)

Verkehrsfläche, öffentlich mit Straßenbegrenzungslinie

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für
Ablagerungen: Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel ent-
gegenwirken (§ 9 (1) Nr. 12, 14 und (6) BauGB)

Flächen für Versorgungsanlagen

Abfall; mit der Zweckbestimmung "Abfallentsorgungsanlage" (AEA)

Erneuerbare Energien; i.S.d. dezentralen Erzeugung und Verteilung von Strom und
Wärme mit der Zweckbestimmung "Bioabfallverwertungsanlage" (BAV)

Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen  (§ 9 (1) Nr. 13 BauGB)

oberirdisch

unterirdisch

Hochspannungsfreileitung (110 KV)

Wasserstoff-Ferngasleitung Gasleitung

Trinkwasserleitung Fernwärmeleitung

Steuer-/ Datenkabel Elektrokabel (Mittelspannung 10 KV)

Grünflächen (§ 9 (1) Nr. 15 BauGB)

Grünflächen, öffentlich/privat

Grünzug Verkehrsbegleitgrün

Gehölzsaum Grünsaum

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 25 BauGB)

Umgrenzung Von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB)

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung und
zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Beplanzungen (§ 9 (1) Nr. 25 a
und b BauGB)

zu erhaltender Baum

Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne des Naturschutzrechts,
hier: Landschaftsschutzgebiet "Mosigkauer Heide" (LSG0054)

Sonstige Planzeichen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen (§9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB);
Begünstigte: Versorgungsträger

Richtungssektoren für um 7 bzw.10 dB(A) erhöhte Schallabstralungen entspr. Anhang
A.2 zu DIN 45691, als Zusatzkontingent entspr. den in der textl. Festsetzung Ziff. 4 fest-
gesetzten Emissionskontingenten.
Richtungssektoren mit Zusatzkontingent:
Sektor A: 170° bis 270° Sektor B: 135° bis 170° Sektor C: 0° bis 135°

Referenzpunkt für Richtungssektoren A-C (siehe Schalltechnisches Gutachten zum
        x          y   Bebauungsplan)
4515000,00 5742200,00

Umgrenzung der von der Bebauung freizuhaltenden Schutzflächen (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB);
hier: Begrenzung der Fläche mit Erlaubnisvorbehalt entsprechend Unterbauungszulässig-
keit

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung (Bezug: Planzeichen nach 15.14 PlanzV)

Bereich A bis H; siehe textliche Festsetzung Ziff. 1.2

Koordinatenpunkte zur Lage für den Bereich A bis H
x y x y

A 4515043.08 5742294.76 E 4515048.85 5742266.61
B 4515048.43 5742282.80 F 4515051.91 5742249.90
C 4515034.91 5742276.75 G 4515071.65 5742253.78
D 4515041.48 5742263.28 H 4515059.90 5742304.74

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes (§ 9 (7) BauGB)
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Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 101 "Gewerbege-
biet Dessau-Mitte, Teilgebiet I (A)"
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Die Übereinstimmung der vorgelegten Planunterlage
mit den im Liegenschaftskaster nachgewiesenen Flur-
stücken (Grenzen und Bezeichnungen) wird bestätigt.
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Planfeststellungsverfahren
Abfallentsorgungsanlage
"Kochstedter Kreisstraße"

Bereich der Teilfläche des Deponiestand-
ortes "Kochstedter Kreisstraße" in Dessau-
Roßlau zur endgültigen Stilllegung gem.
§ 40 Abs. 3 KrWG i. V. m. § 10 DepV
(Landesverwaltungsamt 28.04.2014)

Rechtsgrundlagen der Bebauungsplanung

- BauGB: Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.07.2014 (BGBl. I S. 954)

- BNatSchG: Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz), Neu-
fassung vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 2 und 4 des Gesetzes
vom 07.08.2013 (BGBl. I S. 3154)

- UVPG: Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt
geändert durch Artikel 10 des Gesetz vom 25.07.2013 (BGBl. I S. 2749)

- BBodSchG: Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenverunreinigungen und zur Sanierung
von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz) veröffentlicht als Artikel 1 des Gesetzes zum Schutz
des Bodens vom 17.03.1998 (BGBl. I Nr. 16 S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 24.02.2012 (BGBl. IS. 212)


